
 

  

S 3 RA 390/04

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Thüringen
Sozialgericht Thüringer Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 6
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Die Entscheidung nach § 120 Abs. 4 S.

1 Halbs. 1 ZPO steht im Ermessen des
Sozialgerichts (vgl. Thüringer
Landessozialgericht, Beschlüsse vom 24.
Februar 2005 – Az.: L 6 B 84/04 SF, 25.
März 2004 – Az.: L 6 B 60/03 und vom 8.
Juli 1999 – Az.: L 6 B 32/99 RJ): Sie ist
vom Beschwerdegericht voll überprüfbar,
denn dieses hat die gleichen Rechte wie
die Vorinstanz (vgl. BFH, Beschluss vom
31. August 1993 – Az.: XI B 31/93;
Thüringer Landessozialgericht,
Beschlüsse vom 27. Oktober 1999 – Az.: L
6 B 38/99 SF und 7. Oktober 1999 – Az.: L
6 B 8/99 S).

2. Aufwendungen für einen Pkw, dessen
Eigentümer eine andere Person als der
Bedürftige ist, können im Normalfall nicht
nach § 115 ZPO vom Einkommen
abgesetzt werden.

3. Ist der Bedürftige nicht mehr
erwerbstätig, kommt eine
Berücksichtigung von Aufwendungen für
einen Pkw nur dann in Betracht, wenn
seine medizinische Notwendigkeit
nachgewiesen ist (vgl. Thüringer
Landessozialgericht, Beschluss vom 14.
Februar 2005 – Az.: L 6 SF 882/04).

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 RA 390/04
Datum 22.04.2005
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2. Instanz

Aktenzeichen L 6 B 32/05 RA
Datum 16.03.2006

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde der BeschwerdefÃ¼hrerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Nordhausen vom 22. April 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Der Beschluss ist unanfechtbar.

GrÃ¼nde:

In dem Hauptsacheverfahren der BeschwerdefÃ¼hrerin gegen die Deutsche
Rentenversicherung Bund vor dem Sozialgericht Nordhausen wendet sich die
BeschwerdefÃ¼hrerin gegen zwei RÃ¼ckforderungen. Auf ihren Antrag vom 11.
MÃ¤rz 2004 bewilligte ihr das Sozialgericht mit Beschluss vom 3. Dezember 2004
Prozesskostenhilfe (PKH) bei der Zahlung von monatlichen Raten von 75,00 Euro
und ordnete Rechtsanwalt H. zu den Bedingungen eines ortsansÃ¤ssigen Anwalts
bei.

Am 28. Dezember 2004 reichte der ProzessbevollmÃ¤chtigte den Rentenbescheid
der BeschwerdefÃ¼hrerin ein und bat um PrÃ¼fung, inwieweit sich dadurch eine
Reduzierung der monatlichen Raten rechtfertige. Diese sei nicht in der Lage,
irgendwelche Raten aufzubringen.

Das Sozialgericht hat eine neue ErklÃ¤rung Ã¼ber die persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse vom 14. MÃ¤rz 2005 mit entsprechenden Belegen
angefordert und mit Beschluss vom 22. April 2005 die AbÃ¤nderung der
Ratenzahlung in HÃ¶he von 75,00 Euro abgelehnt.

Unter dem 17. Mai 2005 hat das Sozialgericht den ProzessbevollmÃ¤chtigten darauf
hingewiesen, dass die BeschwerdefÃ¼hrerin mit drei Monatsraten fÃ¼r MÃ¤rz bis
Mai 2005 in Verzug sei; es sei eine Aufhebung der PKH-Bewilligung nach Â§ 124 Nr.
4 der Zivilprozessordnung (ZPO) beabsichtigt.

Am 19. Mai 2005 hat der ProzessbevollmÃ¤chtigte Gegenvorstellung erhoben und
hilfsweise Beschwerde eingelegt und beantragt, seiner Mandantin PKH ohne
Ratenzahlung zu bewilligen. Unter dem 31. Mai 2005 hat er angegeben, sofern das
Gericht dem Antrag nicht stattgebe, solle er als Beschwerde an das ThÃ¼ringer
Landessozialgericht abgegeben werden. Der zustÃ¤ndige Kammervorsitzende hat
der Beschwerde nicht abgeholfen (VerfÃ¼gung vom 1. Juni 2005) und die Akten
dem Senat vorgelegt.

Die BeschwerdefÃ¼hrerin trÃ¤gt vor, sie und ihr Ehemann seien beide
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schwerbehindert und benÃ¶tigten ihr Kraftfahrzeug (Kfz.) zur Erledigung der
GeschÃ¤fte des tÃ¤glichen Lebens.

Die BeschwerdefÃ¼hrerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die BeschlÃ¼sse des Sozialgerichts Nordhausen vom 3. Dezember 2004 und 22.
April 2005 abzuÃ¤ndern und ihr Prozesskostenhilfe ohne Ratenzahlung zu
bewilligen.

Der Beschwerdegegner hat keinen Antrag gestellt, ist aber der Ansicht, dass der
Beschluss des Sozialgerichts nicht zu beanstanden ist.

Der Beteiligte ist der Ansicht, dass aus dem Einkommen der BeschwerdefÃ¼hrerin
75,00 Euro monatlich angesetzt werden kÃ¶nnen.

Die BeschwerdefÃ¼hrerin hat Atteste der Internistin Dipl.-Med. F. vom 11. August
2005 eingereicht, wonach sie und ihr Ehemann aus medizinischen GrÃ¼nden auf
das Kfz. angewiesen seien. Der Senat hat Befundberichte der Dipl.-Med. F. Ã¼ber
die BeschwerdefÃ¼hrerin (vom 5. Januar 2006) und ihren Ehemann (vom 28. Januar
2006) sowie eine Stellungnahme zur Notwendigkeit der Benutzung des Kfz. vom 27.
Januar 2006 beigezogen.

Auf Anfrage des Senats hat der ProzessbevollmÃ¤chtigte mitgeteilt, bei der
BeschwerdefÃ¼hrerin seien weitere Beschwerden aufgetreten. Diese wÃ¼rden
durch Atteste des OrthopÃ¤den Dr. W. vom 2. Februar 2006, der FrauenÃ¤rztin
Dipl.-Med. M. vom 31. Januar 2006 und zwei BehandlungsbestÃ¤tigungen Ã¼ber
physiotherapeutische Behandlungen belegt.

II.

Die nach Â§ 127 Abs. 2 ZPO zulÃ¤ssige Beschwerde ist unbegrÃ¼ndet. Die von der
Vorinstanz festgesetzten monatlichen Raten in HÃ¶he von 75,00 Euro sind nicht zu
beanstanden.

Nach Â§ 120 Abs. 1 Satz 1 ZPO setzt das Gericht mit der Bewilligung der
Prozesskostenhilfe zu zahlende Monatsraten und aus dem VermÃ¶gen zu zahlende
BetrÃ¤ge fest. Nach Absatz 4 Satz 1 Halbs. 1 kann das Gericht die Entscheidung
Ã¼ber die zu leistenden Zahlungen Ã¤ndern, wenn sich die fÃ¼r die
Prozesskostenhilfe maÃ�geblichen persÃ¶nlichen oder wirtschaftlichen
VerhÃ¤ltnisse wesentlich geÃ¤ndert haben.

Die Entscheidung des Sozialgerichts, ob nach Abschluss der notwendigen
Ermittlungen die AbÃ¤nderung erfolgt und ggf. in welcher HÃ¶he Raten festgesetzt
werden, ist eine Ermessensentscheidung (vgl. SenatsbeschlÃ¼sse vom 24. Februar
2005 â�� Az.: L 6 B 84/04 SF. 25. MÃ¤rz 2004 â�� Az.: L
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